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Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Leserin, geschätzter Leser!
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Liebe Brigittenauerinnen,
liebe Brigittenauer!

ATIB und der lange Arm der Türkei!So werden soziale Netze zerstört!
Mindestsicherung in Wien wird unfinanzierbar!

Eine funktionierende Gesellschaft küm-
mert sich auch um all jene aus ihrer Mitte,
die von gesundheitlichen, sozialen oder fi -
nan ziellen Problemen betroffen sind. Da -
her wurde in den letzten Jahrzehnten in
Österreich ein soziales Netz gespannt, das
Menschen, die sich auch geistig mit Ös ter -
reich verbunden fühlen, auffangen soll. Die
Finanzierung erfolgt mit Steuergeld, das
vom Volk erwirtschaftet wird und vom

Staat sorgfältig eingesetzt werden muss. Einige dieser Leis tun -
gen sind als vorläufige Überbrückung einer Notlage und nicht
als Dauereinkommen gedacht.

Durch Zuwanderung samt Familiennachzug und Schein-
Asy lanten wurde dieses soziale Netz in den letzten Jahren derart
belastet, dass es bereits unfinanzierbar geworden ist. Mit der
sogenannten „Flüchtlingswelle“ kollabiert jetzt neben dem Ge -
sundheitssystem auch die bedarfsorientierte Min dest si che rung
(Sozialhilfe). Die wenigsten dieser „Flüchtlinge“ werden sich je -
mals selbst erhalten können. Warum auch? Denn ein Rech nungs -
hof-Rohbericht zeigt das Beispiel auf, dass ein er werbs loses Paar
mit fünf Kindern in Wien mit Mindest siche rung, Fa milien bei -
hilfe und Kindergeld auf ein monatliches Net to- Ein kommen von
3.200 Euro kommt. Allein der Anteil der Min dest sicherung be -
trägt dabei 2.000 Euro.

Die freiheitliche Forderung nach einer notwendigen Reform
der Mindestsicherung in Wien wurde mit der rot-grünen Mehr -
heit vehement abgeschmettert. Es ist ihnen völlig gleichgültig,
dass sie mit dieser unverantwortlichen Vorgehensweise noch
mehr Flüchtlinge direkt in die Mindestsicherung locken. Der nun
bekanntgewordene Rechnungshof-Rohbericht über den So zial -
missbrauch bei der MA 40 (Sozialamt) zeigt, dass unüberprüft
Geld an vorstellig gewordene Menschen ausgezahlt wurde. Fan -
tasie-Identitäten und sonstige unüberprüfbare Angaben füh ren
dazu, dass man als subsidiär Schutzberechtigter nicht abge-
schoben werden kann und daher Geld zu erhalten hat. 

Die dramatische Entwicklung wird darin sichtbar, dass 2011
„nur“ 362 Millionen Euro aber 2016 bereits 656 Millionen Euro
ausbezahlt wurden. Hochgerechnet auf das Jahr 2020 würden
demzufolge laut Rechnungshof die Ausgaben für die Min dest -
sicherung auf 1,6 Milliarden Euro explodieren.

Die für das Desaster verantwortliche SPÖ-Stadträtin Wehsely
wird für ihr Versagen nicht zur Verantwortung gezogen. Sie hat
sich ja elegant nach Deutschland zu Siemens abgesetzt. Ein
Skandal! 

Meint Ihr                        LAbg GR Gerhard Haslinger

Am 3. März erschien im „Kurier“ ein Ar -
ti kel mit der Überschrift „Die Islamischen
Schattenschulen“ in dem über den Koran -
unterricht in Moscheen in Österreich und
die dabei stattfindende Indoktrinierung von
Kindern und Jugendlichen berichtet wird.
Da konnte man wörtlich lesen: „Schon die
kleinen Mädchen, nicht älter als neun Jah -
re, sitzen mit einem Kopftuch in der Klas -
se. Aufgenommen wurde das Bild in einer

Nachmittagsschule für Korankurse des türkischen Mo scheen -
verbands ATIB in Wien-Brigittenau.“

Na schau! Vor fast 10 Jahren berichtete dieselbe Zeitung
unter Chefredakteur Dr. Brandstätter äußerst negativ über
Men schen, die gegen ATIB demonstrierten. So lange ist es jetzt
nämlich her, seitdem die Pläne der „Türkisch Islamischen Union
in Österreich“ (ATIB) für den Ausbau der Moschee in der
Damm straße 37 bekannt wurden. Dies führte daraufhin zur
Gründung der „Bürgerinitiative Dammstraße“ und in weiterer
Folge zu einer großen Demonstration gegen das geplante
Megaprojekt eines 7-stöckigen türkisch-islamischen Zentrums. 

Seitens der BI Dammstraße wurde aber nicht nur gegen das
Moscheeprojekt Widerstand geleistet, sondern es wurde und
wird auch der politische Hintergrund des Trägervereins ATIB
deutlich aufgezeigt. Dieser Verein ist nämlich direkt dem türki-
schen Religionsministerium unterstellt und damit im unmittel-
baren Einflussbereich der türkischen Regierungspartei AKP bzw.
des Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan. Dessen – ursprünglich
vom türkischen Dichter Ziya Gökalp stammender - Spruch „Die
Demokratie ist nur der Zug, auf den wir aufsteigen, bis wir am
Ziel sind. Die Moscheen sind unsere Kasernen, die Minarette
unsere Bajonette, die Kuppeln unsere Helme und die Gläubigen
unsere Soldaten,“ der lange Jahre von vielen Politikern in Ös ter -
reich aber auch anderswo ignoriert wurde, und der heute mehr
denn je Erdoğans tatsächliche Einstellung zeigt, ist seit der Grün -
dung der BI Dammstraße auf deren Homepage nachzulesen.

Während die FPÖ die Bürgerinitiative Dammstraße – ein Zu -
sammenschluss ehrenamtlich tätiger Anrainerinnen und An rai -
ner – von Anfang an unterstützte, wurde diese von SPÖ, Grü -
nen und ÖVP nicht nur allein gelassen, sondern darüber hinaus
auch von Politikern, vor allem der SPÖ, mit Worten wie Hass -
prediger, Rechtsextremisten, ja sogar als Nazis verunglimpft. 

Es ist geradezu ein Treppenwitz der Geschichte, dass ausge-
rechnet jener Recep Tayyip Erdoğan jüngst Deutschland „Nazi-
Praktiken“ vorwarf und die Niederländer – ihr Land war be -
kannt lich im 2. Weltkrieg vom damaligen Deutschen Reich be -
setzt – als „Nazi-Überbleibsel“ und „Faschisten“ verunglimpfte,

meint Ihr    Bezirksvorsteher-Stellvertreter Herbert Grausam



„Innsbruck schlägt Köln“, das galt an
die sem Jahresanfang nicht für ein Fuß -
ball testspiel. sondern für die Zahl der be -
kannt gewordenen sexuellen Übergriffe so -
genannter Schutzsuchender (in Inns bruck
dürf te es sich durchwegs um Afghanen
gehandelt haben) auf österreichische Frau -
en. Die Krone sprach von der „Schande
von Innsbruck“. Wie reagierte die verant-
wortliche Politik? Innenminister Sobotka
rief zu mehr Zivilcourage auf. Man solle
„eingreifen“. Man darf gespannt sein wie
die linken Mainstream-Medien rea gie ren,
sollten sich tatsächlich Österreicher zum
Eingreifen entschließen, würden sie Zeu -
gen einer sexuellen Belästigung. Im mer -
hin könnten der oder die Täter dabei
mehr oder weniger unsanft an der weite -
ren Verübung ihrer Un-Tat gehindert wer -
den. Dann wird die Frage nach einem mög -
lichen politischen Hintergrund der „Tat“
nicht lange auf sich warten lassen. Denn
zur Tat wird dann medial ja vermutlich
die Rettungsaktion der Helfer gemacht.

Viele Österreicher haben Angst! Und
mit der fühlen sie sich im Stich gelassen.
Von politisch Verantwortlichen, die Frau -
en Mini-Selbstverteidigungskurse empfeh -
len, um sich im Bedarfsfall (zumeist einer
Gruppe) kräftiger Männer zu erwehren.
Die ihnen raten „eine Armlänge Ab stand“
zu „Antänzern“ zu halten. Die an Be su -
cherinnen eines Silvesterpfads Ta schen -
alarmgeräte verteilen lassen, um auf die
offensichtlich erwarteten (sexuellen) Be -
läs tigungen per Sirene auf merksam ma -
chen zu können. Wer in wei terer Folge
den Schutz und Hilfe suchenden Frauen
Schutz und Hilfe gewährt? In Innsbruck
hat das zur Jahreswende of fenbar nicht
so ganz funktioniert.

Im Übrigen: Seriöse Sicherheitspolitik
beginnt an der Grenze, nicht auf dem Sil -
vesterpfad. Die üblichen Beschwich ti ger
taten aber auch nach dem Terror an schlag

in Berlin alles, um die Spaß ge sellschaft
nicht hart auf den Boden der Realität fall-
en zu lassen. Seitenweise ver kündeten Me -
dien trügerische Diagnosen und Sicher -

heiten, dümmliche Trotz phra sen wie: „Wir
machen weiter wie bisher“ und: „Shop pen
wie geplant“. Dazu schwam mige Durch -
halteparolen, weil „wir uns nicht unter -
krie gen lassen dürfen“ – und also im Klar -

text weiter unkontrolliert Frem de ins
Land winken sollen. Unter de nen erfah -
rungsgemäß wieder zahlreiche Radikale
oder Radikali sie rungs bereite sein werden.
Die dann viel leicht, nach vollbrachter Tat,
wenn es zu spät ist, als den Behörden be -
kannte „Gefährder“ ent tarnt werden. Ob -
wohl man sich noch nicht ganz einig ist
wie man einen „Ge fährder“ eigentlich ge -
nau definiert. Für die Sicherheitspolitik
gilt: bitte präventiv statt posthum! Und:
die Polizei selbst kann nichts dafür, dass
bei ihr durch politisch Verantwortliche
der Sparstift angesetzt und damit ihre
Arbeit erschwert wird. Parallel zu aus -
ufernder Kriminalität.

Nicht alle sind nachher gescheiter

Statt zu erklären: „Wir leben trotz eu -
res Terrors weiter wie bisher!“ wäre sehr
viel wichtiger mögliche Terroristen recht -
zeitig aus dem Land zu verabschie den.
Oder, noch besser, sie erst gar nicht he -
reinzulassen. Dazu muß man sie aber er -
ken nen. Und das funktioniert nur mit ent -
sprechenden (Grenz)Kontrollen. Es gibt
kein Naturgesetz, das besagt man müsse
Menschen in seiner Heimat dul den, die
Land und Bewohner derart verachten,
dass sie auch vor gezielten An griffen und
Mord nicht zurückschrecken. Die nur
schein  bar aus Charakterstärke re sul tie -
ren de Konsequenz, die im Trotz da nach
sichtbar wird, bräuchten wir dringend
bei der Ursachenbekämpfung. Die selben
Medien, Politiker und Behörden ver treter,
die angesichts menschenverachtenden
Terrors die Bewahrung der eigenen Le -
bensart und Kultur im Munde führen,
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Schutz suchen vor „Schutzsuchenden“?

Foto: Internet

Foto: Internet



wo sind sie, wenn es darum geht Zu wan -
derern dasselbe abzuverlangen? Und
zwar bevor sie zwar finanziell, nicht aber
sprachlich oder kulturell „integriert“ wer-
den. Wie es sehr oft der Fall ist. Die selbe
Konsequenz, die sich bei den Sonn tags -
predigten der Betroffenheitsredner zeigt
brauchen wir in der – präventiven – Si -
cher  heitspolitik. Dann wäre der bereits in
Italien über Jahre im Gefängnis gewese -
ne Attentäter von Berlin niemals nach
Deutschland gelangt. Dann wäre er nicht
Stunden nach der Tat vor einer Berliner
Moschee fotografiert worden. Und dann
wäre er nicht unbehelligt von Berlin, über
Frankreich, nach Italien gereist. Nach der
Tat!

Ehrliche Konsequenz, die dem Schutz
der eigenen Bevölkerung dient (eigent -
lich oberster Auftrag aller Volksvertreter)
verträgt sich mit offenen Grenzen gar
nicht. Denn der Verzicht auf Grenz kon -
trollen heißt (Ein- und Aus-) Reisefreiheit
für alle, eben auch für Verbrecher, Ge -
walt täter und Terroristen.

Die Unterwerfung der europäischen
Gesellschaften gegenüber einem aggres-
siv fordernden Islam ist in vollem Gange.
Dass dies ohne Not, aus eigenem Antrieb
geschieht, von einem geradezu lüstern
sich selbst in den Untergang feiernden
Jubelchor begleitet, ist unappetitlich. Ab -
stoßend. Und tragisch, in den sich häu -
fenden täglichen „Einzelfällen“, die Kin -
der, Frauen und Männer zu Opfern einer
feindlichen Landnahme machen. Die ih -
nen als „offene Gesellschaft“ und „Will -
kommenskultur“ schmackhaft gemacht
wird. Von Verantwortungsträgern, die auch
heute keine Antworten geben, kei ne Lö -
sungen anbieten. Deren Nicht han deln im -
mer mehr Europäer so übersetzen: Eu re
Toten interessieren uns nicht. Eure Zu -
kunft ist uns egal.

Wie war das nach Berlin? Gesicht und
Name des Täters waren in allen Medien.
Ihm wurde ein Recht auf Indivi dua li sie -
rung gegeben. Auf Aufmerksamkeit. Die

ihn, ganz nebenbei, auch zum Helden
ähn lich tickender Wirrköpfe macht und
damit womöglich beiträgt potentielle
neue Täter zu formen.

Die Opfer bleiben namenlos

Wo blieben aber Gesichter und Na -
men der Opfer? Werden ihre Lebens ge -
schichten ausgebreitet? Wird ihrer ge -
dacht?... Das wäre pietätlos? Ist ihrem
An denken mehr gedient, wenn ihr Tod
der Vergessenheit überlassen wird, wäh -
rend man Tat und Lebenslauf des Täters
genüsslich seziert? Da der zur Medie n -
ikone gemachte „Gotteskrieger“. Dort die
stummen Opfer seines Wahns.

Die Opfer bleiben namenlos. Und ge -
sichtslos. Wirklich nur aus Rücksicht nah -
me auf Hinterbliebene? Immerhin kann
sich niemand mit anonymen Nummern
einer Sterbestatistik identifizieren. Damit
ist jede Gefahr gebannt, die Toten könn -
ten zu Mahnmalen einer dramatischen
Fehlentwicklung werden. Das stille Ster -
ben unschuldiger Menschen ermöglicht
so die weitere Verschleierung des lang -
samen Sterbens der Gesellschaft, der sie
angehörten. Müssen deshalb ihre Ge -
schichten totgeschwiegen werden? Weil
sonst Emotionen hochkochen könnten,
die nicht willkommen sind?

Opferschutz kann nicht darin beste-

hen Opfer rasch vergessen zu machen,
um mögliche künftige Opfer gar nicht
erst auf die Idee kommen zu lassen, daß
sie als Opfer angesehen werden. Aus,
wie sollte man es sonst nennen: rassisti -
schen Gründen! – Von Menschen, die ei -
ner anderen Kultur angehören, die der
gastgebenden Kultur teilweise feindselig
gegenübersteht. Wie es in Islamismus
und Radikalislam der Fall ist. Denn hier
zählen die „Ungläubigen“ nicht als Men -
schen. Entsprechend werden sie behan-
delt. Entsprechend müssen europäische
Politiker aber auch den Schutz ihrer Be -
völkerungen sicherstellen. Ohne falsche
Toleranz. Mit rigorosen Kontrollen wer
ins Land kommt.
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In der vorletzten BV-Sitzung wur-
den den Bezirksräten der Brigittenau
Mus terentwürfe für ihre zu bestellen-
den Visitkarten vorgelegt. Die männli-
chen Bezirksräte der FPÖ Brigittenau
nehmen ohne Groll zur Kenntnis, daß
da rauf ausschließlich die weibliche
Form der „Musterfrau“ und „Bezirks -
rä tin“ abgedruckt war. Denn obwohl
man uns gerne Sexismus und ähnli-
chen Un sinn unterstellt, haben wir da -
mit kein Problem und fühlen uns aus-
drücklich nicht diskriminiert! Denn auf
den Visitkarten wird dann ja oh nedies
alles passen. Unser Rat an Bra chial-
Gen der-Beauftragte und Sexis mus-Ein -
bilder: Nehmt es, wie wir, locker und
gelassen. Das Leben gewinnt dadurch
an Qualität.

Genderfrei, nix dabei

Foto: Internet

Foto: Internet



die Teilstrecke bis zur Millennium City
(Sta tion „Wien Handelskai“) und damit
eine wichtigen Verbindung in die westli -
chen Wiener Bezirke realisiert. Mit einer
weiteren Verlängerung der S 45 nach
Os ten mit Anbindungen an die U 1 (bei
der Reichsbrücke) und die U 2 (Station
Donaumarina) sowie die S 80 wäre für
den 20. Bezirk ein zusätzliches attrakti-
ves Angebot am öffentlichen Verkehrs -
sektor verbunden.

Im Juni 2016 wurde nun zwischen
dem Verkehrsministerium, der Stadt Wien
und der ÖBB ein 450 Millionen Euro
schweres S-Bahn-Investitionspaket ab ge -
schlossen. Leider enthält dieses jedoch kei -
ne Pläne für eine Verlängerung der S 45. 

Unmittelbar danach veröffentlichte
die Arbeiterkammer Wien unter Bezug -
nahme auf eine von ihr in Auftrag gege-
bene Studie „S-Bahn in Wien – Chance
für die wachsende Stadt“ ein Fünf-Punk -
te-Paket, in dem u.a. ein weiterer sinn-
voller Ausbau des Wiener Schnell bahn -
netzes und darunter auch die Verlän ge -
rung der S 45 entlang der Donau bis
zum Praterkai gefordert wird.

Pro Kilometer kommt der Ausbau
einer bestehenden S-Bahn-Trasse auf 35
Millionen Euro. Ein U-Bahn Neubau in
Hochlage kostet 120 Millionen Euro, im
Tiefbau sogar 220 Millionen Euro! 

Die FPÖ Brigittenau hat daher in der
Februarsitzung der Brigittenauer Be zirks -
vertretung einen Antrag gestellt, mit
dem nachdrücklich eine Verlängerung
der S 45 bis zur Ostbahn (S 80 Hal te -
stelle Wien Praterkai) gefordert wird.
Dem schlossen sich schließlich auch alle
anderen Fraktionen des Bezirks parla -
ments an und der FPÖ-Antrag wurde da -
her einstimmig angenommen!
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Bereits der 1990 von der Bezirks ver -
tretung bzw. 1991 vom Wiener Ge mein -
derat einstimmig beschlossene Be zirks -
entwicklungsplan Brigittenau geht von
einer Verlängerung der Vorortelinie (S 45)
von Heiligenstadt über die Gleise der
Do nauuferbahn entlang des Handels kais
bis zur Ostbahn und weiter bis zum Süd -
bahnhof (bzw. nunmehr zum Wiener Zen -
tralbahnhof) aus. 

Davon wurde bisher allerdings nur

S 45 bis zur S 80 Haltestelle Praterkai verlängern!

Skizze: Sehner

Foto: Grausam



Liebe Brigittenauer Mitbürger stellen
Sie sich vor: Endlich Urlaub, morgen in der
Früh geht’s los. Ein letzter Blick in den Kühl -
schrank. Wie bei den meisten quillt dieser
über: Er ist voller Lebensmittel, die nach
dem wohlverdienten Urlaub leider nicht
mehr genießbar sein werden. Was tun?

Einer Studie des Instituts für Abfall wirt -
schaft unserer Universität für Boden kultur
aus dem Jahre 2012 zufolge, werden in
Ös terreich enorme Mengen an nicht ver-
dorbenen Lebensmitteln einfach über den
Hausmüll entsorgt. 

Abgesehen von den katastrophalen hu -
manitären und ethischen Aspekten dieser
Tatsache, verursacht dies auch einen Scha -
den von über einer Milliarde Euro jährlich. 

Uns Freiheitlichen, als Vertreter der ein -
zig wirklich sozialen Heimatpartei ist diese
Tatsache natürlich ein Dorn im Auge. 

Wenn diese Lebensmittel wenigstens
dem Biomüll zugeführt würden, hätten sie
einen allerletzen Sinn, aber sie werden ein -
fach achtlos in die schwarzen Tonnen ge -
worfen. 

Unter dem Motto: „Lebensmittel tei -
len statt wegwerfen“ stellt man einen öf -
fentlichen Kühlschrank – einen sogenann -
ten „Fairteiler“ – zur Verfügung, der von je -
 dermann mit übrig gebliebenen oder zu
viel gekauften Lebensmitteln befüllt wer-
den kann. Gewartet wird dieser „Fair teiler“
vom Verein: foodsharing.at

Deshalb haben wir, der Klub der Frei -
heitlichen Bezirksräte Wien – Brigittenau,
in der Sitzung der Bezirksvertretung des
20. Wiener Gemeindebezirkes am 22. Fe -
bruar 2017 die Kontaktaufnahme mit einem
Mitglied dieses Vereins beantragt, und for -
dern die Aufstellung von mindes tens ei -
nem Kühlschrank in unserem Be zirk.

Wir sollten so schnell wie möglich ei -
nen dieser Kühlschränke installieren und
so unseren bedürftigen Mitbürgern eine
Chance bieten, kostenfrei und un büro kra -
tisch an Lebensmittel zu kommen. 

Mittlerweile gibt es in 13 Wiener Ge -
meindebezirken – teilweise sogar an meh -
reren Stellen – solche „Fairteiler“ und wir
Brigittenauer wollen und sollen bei die -
sem Sozialprojekt nicht das Schlusslicht in
Wien sein!

Obstragend Sträucher in Parks
Uns Brigittenauer Freiheitlichen liegt

Nachhaltigkeit und Umweltschutz wirk-
lich am Her zen, deshalb haben wir den An -
trag auf Pflanzung obsttragender Sträu -
cher in öffentlich zugänglichen Grün an -
lagen auch mitunterschrieben.

Durch die Pflanzung von obsttragen-
den Sträuchern, können sowohl Kinder als
auch Erwachsene miterleben wie Früchte
wachsen und reifen. Sie können einen stär -
keren Bezug zur Natur herstellen, nicht
alles kommt aus dem Supermarkt.  

Doch nicht nur die Bewohner und An -
rainer profitieren von diesem Angebot,
auch Vögel und andere Tiere können Sträu -
cher und Bäume als Nahrungsquelle nut -
zen. Was die FPÖ übrigens schon in einem
Antrag 2011 feststellte!

Mauersegler schützen
Und noch ein drittes Naturschutz- bzw.

Tier schutzthema wurde von uns Freiheit -
lichen bei der Bezirksvertretungssitzung zur
Sprache gebracht:

Das nach Plänen von Otto Wagner er -
baute Verwaltungsgebäude der Nuss dor -
fer Wehr- und Schleusenanlage am Bri git -
tenauer Sporn 7 wird derzeit saniert. Die
tellerförmigen Zierelemente und Hohl räu -
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me an der Unterseite des Daches dienten
dem Mauersegler für viele Jahre als Nist -
plätze. Alternative Nistgelegenheiten fin -
det der Segler in der Umgebung kaum.

Der Mauersegler – Vogel des Jahres 2003
– ist in Wien gemäß Wiener Na tur schutz -
verordnung streng geschützt, wo bei der
Schutz auch die Nistplätze um fasst.

Daher wollte unser BR Michael Ho wa -
nietz von Bezirksvorsteher Derfler Aus -
kunft darüber, ob die Wiener Umwelt -
schutzabteilung (MA 22) mit dem Umbau
des Verwaltungsgebäudes befasst ist und
ob der Fortbestand der dortigen Brut ko -
lonie der Mauersegler nach Abschluss der
Sanierungsarbeiten gesichert sei. 

Nachdem der Herr Bezirksvorsteher in
der Februarsitzung der Bezirksvertretung
noch mitteilte, dass die MA 22 mit dieser
Angelegenheit nicht befasst sei, korri gier -
te es diese Aussage im März dahinge-
hend, dass die Umweltschutzabteilung sehr
wohl bei den Sanierungsarbeiten einge-
bunden sei und dass beim Umbau darauf
Bedacht genommen werde, die Brutko lo -
nie des Mauerseglers zu erhalten.

Wir Freiheitliche werden auch weiter-
hin Umweltschutz und Tierschutz in der
Bri gittenau im Auge behalten, auch wenn
es sich manchmal nur um einen kleinen
Zugvogel wie den Mauersegler handelt.

Denn: BLUE IS THE REAL GREEN
BR Mag Birgit Kopschar

Blue is the new green - Umweltpartei FPÖ

Fotos: Internet

Foto: Internet

Foto: Internet



Die längste und älteste Straßen -
bahn linie Wiens ist die Linie 5. Mehr
oder weniger liebevoll dargestellt von
Herrn Pichowetz im Kaisermüh len -
blues.

Dass in dieser, unseren Bezirk
durchquerenden Linie schon seit vie-
len Jahren ungeniert und offen mit
Drogen gedealt wird, ist bekannt.

Man kann ein- und aussteigen, wo
man will, man wird Zeuge des Gift -
han dels.

War man früher nur unfreiwilliger
Be obachter, ist man heute nicht nur
mit lästigen, oft schon bedrohlichen
Offer ten konfrontiert, sondern auch
gezwungen sich die mittlerweile eben -
so ungeniert ausgetragenen Revier -
kämpfe an zu sehen bzw. diesen aus -
zuweichen.

Da prügeln und beschimpfen sich
junge Männer – mitunter sogar auf –
eventuell in Wertekursen aufge -
schnapp tem Deutsch. Sie fürchten sich
sichtlich mehr voreinander als vor der
Polizei.

Der ohnehin schon ausgedünnten
Polizei obliegt nun die Aufgabe, die
zahnlose Security für die Wiener Li -
nien abzugeben und schreckt natür-
lich die bestens informierten Dealer in
keinster Weise ab.       BR Susanne Chirkov

Die Bewohner dieser Wohn haus an -
lage waren dadurch in einem Zeitraum
von 18 aufeinander folgenden Tagen (!)
erheblichen Lärmbelästigungen ausge-
setzt, die noch dadurch verstärkt wur-
den, dass Veranstaltungen (Konzerte) und
Gastronomiebetrieb (mit Musik) regel -
mä ßig über die genehmigte Zeit von
23:00 Uhr hinaus andauerten. In die -
sem Zusammenhang kam es Infor ma -
tionen zufolge auch zu mehreren An -
rufen von Bewohnern bei der Polizei
und einmal sogar zu einer zwangsweise
angeordneten Räumung der Bühne um
Mitternacht.

2017 werden die Afrika Tage in der
Zeit vom 18. August bis 5. September
stattfinden, wobei der Homepage zu ent -
nehmen ist, dass „Location wie 2016,
wieder der neue Platz auf der Donau -
insel sein wird.“

FPÖ-Bezirksvorsteher-Stellvertreter
Herbert Grausam machte daher diese
Thematik zum Gegenstand einer An fra -
ge im Brigittenauer Bezirksparlament.
Dabei wurde seitens des Bezirks vor ste -
hers Derfler (SPÖ) bestätigt, dass es 2016
diesbezügliche Beschwerden von Brigit -
tenauer Bürgern gab. Zuständig für die
Genehmigung dieser Veranstaltung ist
jedoch der 21. Bezirk.

BV-StV Grausam fordert: „Länger als
4 bis 5 Tage andauernde Veranstal tun -
gen, bei denen mit erheblicher Lärm ent -
wicklung zu rechnen ist, sollen in Hin -
kunft in anderen Bereichen der Donau -
insel abgehalten werden!“

Bis zum Jahr 2015 fanden die jähr -
lich veranstalteten Afrika Tage auf dem
nahe des Schulschiffs bzw. der Florids -
dorfer Brücke gelegenen Veranstal tungs -
platz auf der Donauinsel statt.

2016 wechselte jedoch der Veran -
stal tungsort auf eine Fläche stromab-
wärts des Georg Danzer-Stegs bzw. der
Nordbahnbrücke. Dieser Bereich liegt ge -
genüber den Fenstern der aus fünf Stie -
gen mit insgesamt mehr als 200 Woh -
nungen bestehenden Wohnhausanlage
am Handelskai 102 - 112 bzw. Do nau -
eschingenstraße 32/Stiege 6. 
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Der Drogen-5er

Laute Afrika Tage auf der Donauinsel!

Da meint Herr A. (in herzhaftem,
hier wegen der besseren Lesbarkeit
ein gedeutschtem Dialekt): „Habt ihr
die Herrschaften gesehen, die zu hun-
derten die Grenzzäune in Ceuta (spa-
nische Exklave in Marokko, Anm.)
über klettern? Fesch! Da ist mehr Ag -
gressivität in zehn Stimmen als bei
uns im vollen Stadion, wenn die Heim -
mannschaft durch Schiedsrichter-Be -
schiss verliert. Da sind mehr aktive
Mus kelfasern in einem dieser jungen
schwarzen Männer als du sie bei uns
in einem ganzen Wohnblock findest.
Was sagt und das über kommende
Wickel in Europa, wo gerade 6 Mil lio -
nen Afrikaner – auch fast nur junge
Männer! – auf die Fahrt übers Mit tel -
meer warten?! Und die Wickel kom-
men, glaubt mir das.

Direkt vom Stammtisch

Foto: Internet

Foto: Internet Foto: Internet Foto: Internet

Foto: Sehner

Foto: Internet



es ist anzunehmen, dass aufgrund der
vor geraumer Zeit durchgeführten Sa -
nie rungsarbeiten des Wohnhauses der
Mietpreis des Geschäftslokales vom

Haus eigentümer so weit angehoben wur -
de, dass die Fixkosten die Einnahmen
defacto überstiegen und somit die Wirt -
schaftlichkeit eines Weiterführens des
Ver kaufes nicht mehr gegeben war.

Unweit davon befindet sich ein Eck -
lokal, in welchem lange eine Parfümerie
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Nicht nur die ehemalige Zielpunkt-Fi -
liale in der Donaueschingenstraße steht
bis dato leer.

Immer mehr Geschäftsleute sehen sich
gezwungen die Pforten ihrer Lokale zu
schließen, wie sie anschaulich den bei -
gefügten Bildern entnehmen können.

Der Textilverkauf der Firma Hin schit za
(Donaueschingenstraße/Ecke Aller heili -
genplatz), welcher jahrzehntelang Käu -
fer auch aus den umliegenden Bezirken
anzog, befand sich in einem Altbau und eingemietet war. Plötzlich logierte dort ein

Billigshop. Zwischenzeitlich steht auch
die ses Geschäftslokal seit geraumer Zeit
leer.

Kleine Firmen werden verdrängt, die
Nahversorgung für die Bürger unseres
Bezirkes wird immer schlechter.

Wir können leider nur aufzeigen, wie
sich unser einst so schöner Bezirk zu sei -
nem Nachteil verändert. 

BR Gertrude Tickert 

Geschäftesterben rund um den Allerheiligenplatz

Fotos: Tickert



Die Mindestsicherung in Wien kolla-
biert aufgrund der zahlreich in Öster reich
aufhältigen und nach Wien strömenden
Asyl- bzw. subsidiär Schutzberechtigten.

In Österreich wird, gemessen im euro -
päischen Vergleich, seit vielen Jahren viel
zu leichtfertig Asyl gewährt. Damit die
Öffentlichkeit von die ser Praxis erfährt
hat im Jahre 2004 ein Polizei jurist aus
Salzburg sogar ein Buch „Asyl con nec -
tion – Es ist fünf nach zwölf“ herausge -
geben. Leider hat sich seit her nicht viel
verändert, außer, dass der Asylgerichts -
hof installiert wurde. Da durch werden
die Verfahren schneller behandelt und
es ist auch rascher klar, ob je mand asyl-
berechtigt ist oder nicht. Da es sehr oft
für keine Berechtigung reicht, geben
diese „Schein-Asylanten“ an, dass sie in
ihren angegebenen Herkunfts län dern
verfolgt werden und mit Folter oder dem
Tode bedroht sind. Somit können sie
nicht in diese angeblichen Herkunfts -
länder abgeschoben werden und genie -
ßen mit allen Vorzügen unser Sozials ys -
tem, sprich Mindestsicherung. 

Der Skandal an der Sache ist aber,
dass oft kein einziger Hinweis vorhan-
den ist, ob der/die Betreffende tatsäch-
lich aus dem angegebenen Land stammt,
tatsächlich so heißt und sie/ihn tatsäch-
lich dieses Schicksal erwarten würde.
Denn die österreichischen Behörden wer -
den bei den Erstbefragungen (Asyl inter -
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Vor kurzem wurde eine aktuelle Zu -
sammenfassung von Daten der Sta tis -
tik Austria veröffentlicht, wonach Ös ter -
 reich weit 23,8% aller Schüler eine an -
dere Umgangssprache als Deutsch spre -
chen. In Wien beträgt dieser Prozent -
satz al lerdings schon 50%, in der Bri -
git tenau liegt der Prozentsatz noch
weit höher.

Die ungezügelte Massenein wan de -
 rung hat neben der schon Jahrzehnte
lang falsch geführten Einwan de rungs -
po litik dieses Ergebnis voraussehen
lassen.

Wie geht man nun im Unter richts -
mi nisterium damit um?

Man setzt längst nicht mehr auf
ei gene Leistung und Bemühung die
deut sche Sprache zu erlernen, son-
dern er klärt Standorte mit mehr heit -
lich nicht Deutsch sprechenden Kin dern
zu „Brenn punktschulen“.

Es hätte der FPÖ nicht gut bekom-
men, diesen gar nicht unpassenden Be -
 griff zu wählen.

Nicht genug damit, werden ande -
ren Schulen – nicht nur in Wien – so -
mit we niger finanzielle Ressourcen in
Aussicht gestellt, um diesen Miss stand
zu be he ben.

Die immer wieder betonte Chan -
cen gleichheit gibt es also nicht mehr.

Zuwandererkinder und Kinder von
ab solut sich jeglicher Integration ver -
wei gernden Eltern werden überpropor -
tional gefördert, während oft talentier -
te Kin der mit unserer Muttersprache
auf der Strecke bleiben. 

BR Susanne Chirkov

Brennpunktschulen

views) sehr oft nach Strich und Faden an -
gelogen und mit Fantasie-Identitäten kon -
frontiert. Dabei spielen auch so manche
Dolmetscher eine fragliche Rolle.

Und diesen Wahnsinn müssen die
österreichischen Steuerzahler noch fi nan -
zieren. Es wird für die Zukunft un um -
gänglich sein, nur mehr jene als subsi -
diär Schutzberechtige gelten zu lassen,
die ihre Bedrohung auch glaubhaft ma -
chen können und nicht bloß auf un -
über prüfbare Behauptungen stützen!

Fotos: Internet

Mindestsicherung - Auszug von der HP der Stadt Wien:
Anspruchsberechtigt sind:
• Österreichische StaatsbürgerInnen.
• EU- bzw. EWR-BürgerInnen (Anspruch nur unter bestimmten Voraus set -

zungen).
• Asylberechtigte bzw. subsidiär Schutzberechtigte.
• Langfristig aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehörige (Aufent halts ti tel

„Daueraufenthalt-EU“) bzw. Personen, die über einen Aufenthaltstitel „Nie -
derlassungsnachweis“ oder „unbefristeter Aufenthaltstitel“ verfügen.

Die AntragstellerInnen sind grundsätzlich verpflichtet, ihren Arbeitswillen nach -
 zuweisen (Meldung beim AMS). Davon ausgenommen sind Personen, denen
keine Arbeit zugemutet werden kann.
Bei einem Einkommen unter dem Mindeststandard können ergänzende Leis -
tun gen in Anspruch genommen werden, sodass ein Mindesteinkommen gesi-
chert ist.
Die Mindestsicherung wird zwölfmal im Jahr ausbezahlt.

Asylconnection - Mindestsicherung



Niemand spricht Klartext: Ohne die
verdeckte Möglichkeit einer Doppel -
staats bürgerschaft zu haben, hätten wir
die Probleme mit Erdogan auch nicht!
Warum sollte er seine ehemaligen
Lands leute vor einer Wahl aufsuchen,
wenn sie keine Wahlberechtigung in
der Türkei haben? (Warum fährt Erdo -
gan z.B. nicht nach Ungarn?) Wenn je -

mand auf seine frühere Staats an ge hö -
rig keit wert legt, beweist er damit, dass
er hier noch nicht angekommen ist! An -
ders for muliert, um die österreichische
Staats bür gerschaft wird nur angesucht,
um an den Vorteilen eines demokratis-
chen Lan des mit seinem sozialen Stan -
dard mitpartizipieren zu können, ohne
da bei das Land als neue Heimat zu be -
trachten!

Als mir die österreichische Staats bür -
gerschaft in Aussicht gestellt wurde, war
dazu als Kriterium ein Nachweis über die
Entlassung aus dem ungarischen Staats -
verband beizulegen. Nachdem mein dies -
bezügliches Ansuchen von der damali-
gen kommunistischen Regierung Un garns
abgelehnt wurde und ich diese Ab leh -
nung bei den österreichischen Be hörden
vorlegte, habe ich die österrei chische

Staatsbürgerschaft erhalten. Gleich nach
der Verleihung habe ich er neut den
Antrag um die Entlassung ge stellt und
da die Verleihung der österrei chischen
Staatsbürgerschaft nicht mehr verhin-
dert werden konnte, wurde ich ent las -
sen.            Mag. Stephan Szekely (1120 Wien)
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Leserbriefe - Leserbriefe - Leserbriefe - Leserbriefe - Leserbriefe

Ohne Doppelstaatsbürgerschaft gäbe es kein Problem mit Erdogan!

Ich wollte mich in Sachen Fremd -
spra chen ein wenig weiterbilden und
be suchte deshalb an einem Bildungs -
institut in Wien einen Anfänger-
Sprach kurs für eine asiatische Sprache.
Als Haus übung bekamen wir einen
Zet tel mit Schreibübungen. Höchst mo -
tiviert begann ich diesen auszufüllen –
bis zum vorletzten Wort (Foto). In der
nächsten Stunde beschwerte ich mich
bei der Kursleiterin, da ich gerade die-
ses Wort für eine simple Schreib übung

höchst un passend finde. Doch die Kurs -
leiterin (seit Jahrzehnten in Österreich)
entgegnete mir: „Es ist ja nur eine Schreib -
 übung. Was regen Sie sich da auf?“.

Karin V., 1200 Wien

Die Rückkehr einst von Menschen -
hand vertriebener Wildtiere ist grund-
sätzlich erfreulich. So auch jene des Bi -
bers an die Ufer von Donau, Neuer wie
Alter Donau und Donaukanal. Die an
den in Wien verbauten Ufern allerdings
nur sehr eingeschränkt geeignete Le -
bens räume für den Biber bieten. Dieser
will und muß trotzdem fressen, wo er
schon mal – wieder – da ist. Und so ent -
stehen teils beträchtliche Verluste in der
Ufervegetation. Die mittlerweile zahlrei -
chen bibergefällten Bäume jeglicher
Um fänge sind weithin sichtbar. Sie sind
aber kein landschaftskosmetisches Pro -
blem, sondern: verschwinden zu viele Bäu -
me hat das unmittelbare Aus wir kun gen
auf andere Arten, etwa Vögel, die in den
Baumkronen Nistplätze, Schutz und Nah -
rung finden.

Es ist also legitim sich über die Rück -
kehr des Bibers zu freuen, andererseits
aber ist es unerlässlich ein Konzept zu er -
stellen, das zu hohe Baumverluste ab zu -
wenden hilft. Etwa durch die – recht zei -
tige – Anbringung von Drahtgittern oder
ungiftige Anstriche.

„Nur eine Schreibübung“

Ich staunte nicht schlecht, als mei -
ne Nachbarn ohne Muh und Mäh zu
sagen ausgezogen sind; hatte ich ih -
nen doch öfters den Kühlschrank auf-
gefüllt und die Enkelkinder mit Spiel -
zeug versorgt (als Kriegsflüchtlinge aus
dem ehemaligen Jugoslawien hatten sie
ja nicht viel). Eine ihrer Hinter lassen schaf -

ten am Gang war unter anderem ihr E-
Herd. Mit diesem selbst gebastelten An -
schluss. Ein wahrer (Alb-)Traum für je -
den Elektriker?! Karin V., 1200 Wien

E-Herd mit Selfmade-Anschluss

Baum und Biber



Kinderfasching 2017

Fotos: Böhm



Liebe Brigittenauerinnen,
Liebe Brigittenauer,
Sie haben ein Anliegen oder wissen von einem Miss -
stand in der Brigittenau, den Sie aufzeigen und bear-
beitet haben wollen? 
Wir, die von Ihnen gewählten freiheitlichen Manda -
tare im Gemeinderat und in der Bezirksvertretung,
setzen uns ger ne für Sie ein!
Sie wollen regelmäßig unseren „Klartext“ per Post
und über unsere Veranstaltungen, Stammtische und
Feste informiert werden? 
Lassen Sie sich in unsere Interessentenliste eintragen.

Rufen Sie uns an oder schreiben Sie uns.
Wir freuen uns auf Sie!

Tel: +43 1 330 66 66
E-Mail: brigittenau@fpoe-wien.at
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Ring Freiheitlicher Jugend
RFJ 2/20

Engagiert auf der „Insel“

„Geselliges - Sportliches - Informatives“

Radfahren, Bowling, Klettern oder Praterbesuch
Vortrags- und Informationsveranstaltungen

Schach der Langeweile - melde Dich unter

0664 8851 77 70
franz.lindenbauer@fpoe-wien.at

Wallensteinplatzfest!
13. 5. 2017

von 7:00h bis 18:00h
Flohmarkt: 7:00h - 14:00h

Musik: 10:00h - 18:00h
Luftburg ab 12:00h, Kinderschminken ab 13:00h

Foto: Sehner


